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#ST# Bundesfoeschluss
über

das Volksbegehren für die Abänderung des fakultativen Referendums
(Revision von Art. 89, Abs. 2, der Bundesverfassung).

(Vom 21. Dezember 1937.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossenschaft .

nach Einsicht des Volksbegehrens für die Abänderung des fakultativen
Eeferendums (Eevision von Art. 89, Abs. 2, der Bundesverfassung) und eines
Berichtes des Bundesrates vom 14. September 1937,

gestützt auf Art. 121 ff . der Bundesverfassung und Art. 8 ff. des Bundes-
gesetzes vom 27. Januar 1892 über das Verfahren bei Volksbegehren und
Abstimmungen betreffend die Eevision der Bundesverfassung,

beschliesst :

Art. 1.

Das Volksbegehren für die Abänderung des fakultativen Eeferendums
(Eevision von Art. 89, Abs. 2. der Bundesverfassung) wird der Abstimmung
des Volkes und der Stände unterbreitet. Dieses Volksbegehren lautet wie folgt :

«Die Unterzeichneten, in eidgenössischen Angelegenheiten stimm-
berechtigten Schweizerbürger, verlangen gestützt auf Art. 121 der,Bundes-
verfassung und auf die Bestimmungen des Bundesgesetzes über das Ver-
fahren bei Volksbegehren und Abstimmungen betreffend Eevision der Bundes-
verfassung vom 27. Januar 1892 eine Änderung der jetzt geltenden Ver-
fassungsbestimmungen über Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse:

Art. 89 der Bundesverfassung, Ziff. 2, erhält folgenden Wortlaut:
Sämtliche Bundesgesetze sowie allgemein verbindliche Bundesbe-

schlüsse sollen dem Volke zur Annahme oder Verwerfung vorgelegt werden,
wenn es von 30,000 stimmberechtigten Schweizerbürgern oder von acht
Kantonen verlangt wird.
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Der Volksabstimmung dürfen nur solche Beschlüsse und Bundes-
gesetze entzogen werden, die im Interesse des werktätigen Volkes liegen
und wenn das von den eidgenossischen Katen mit Dreiviertel der anwe-
senden Mitglieder beschlossen wird.»

Art. 2.

Dem Volke und den Standen wird die Verwerfung des Volksbegehrens
beantragt.

Art. 3.

Der Bundesrat ist mit der Vollziehung dieses Bundesbeschlusses beauftragt.

Also beschlossen vom Ständerat,

Bern, den 29. September 1937.
Der Vizepräsident: B. Weck.
Der Protokollführer: Leimgrufoer.

Also beschlossen vom Nationalrat,

Bern, den 21. Dezember 1937.
Der Präsident: F. Häuser.
Der Protokollführer: G. Bovet.
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